
 

Dringlicher Berichtsantrag  

der Abg. Schott (DIE LINKE) und Fraktion 

betreffend Untersuchungen des Landesrechnungshofes und der 

Staatsanwaltschaft gegen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des 

Sozialministeriums 
 
 
 
Die Landesregierung wird ersucht, im Sozialpolitischen Ausschuss über 
folgenden Gegenstand zu berichten:  
 
1. Welche Abteilungen bzw. Bereiche des Sozialministeriums sind von 

Ermittlungen der Strafverfolgungsbehörden betroffen? 
 
2. Gegenüber wie vielen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern wird seitens 

der Strafverfolgungsbehörden ermittelt? 
 
3. Sind aktuell Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, bei denen der Ver-

dacht strafbarer Handlungen besteht und gegen die seitens der Straf-
verfolgungsbehörden ermittelt wird, von ihren Aufgaben zeitweise 
entbunden? 

 
4. Wenn ja, wie viele? 
 
5. Wurden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, bei denen der Verdacht 

strafbarer Handlungen besteht und gegen die seitens der Staatsanwalt-
schaft ermittelt wird, bereits dauerhaft von ihren Aufgaben entbun-
den? 

 
6. Wenn ja, wie viele? 
 
7. Wie hoch beziffert das Sozialministerium den bisher entstandenen 

finanziellen Schaden? 
 
Wiesbaden, den 7. Dezember 2011 

Die Fraktionsvorsitzende: 
Wissler 

Schott 
 

Eingegangen am 7. Dezember 2011   ·   Ausgegeben am 8. Dezember 2011  

Druck und Auslieferung: Kanzlei des Hessischen Landtags   ·   Postfach 3240   ·   65022 Wiesbaden  

Drucksache 18/5050  

 

 07. 12. 2011 

Dem 
Sozialpolitischen Ausschuss 

überwiesen 

18. Wahlperiode 

HESSISCHER LANDTAG 


